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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeitskonferenz hat auf ihrer 43. Tagung 
vom 3. bis 25. Juni 1959 in Genf 

1. das Übereinkommen 112 über das Mindestalter für die 
Zulassung zur Arbeit in der Fischerei, 

2. das Übereinkommen 113 über die ärztliche Untersuchung 
der Fischer, 

3. das Übereinkommen 114 über den Heuervertrag der 
Fischer, 

4. die Empfehlung 112 betreffend die betriebsärztlichen 
Dienste in den Arbeitsstätten 

angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Nr. 5 bis 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (BGBl. II 1957 

S. 317) verpflichtet, spätestens innerhalb einer Frist von 18 Mo- 
naten nach Abschluß der 43. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz die oben genannten Übereinkommen und die 
Empfehlung dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat vor- 
zulegen. 

Anbei übersende ich daher den von der Ubersetzungskonfe- 
renz beschlossenen deutschen Wortlaut der Übereinkommen 
112, 113 und 114 sowie die Empfehlung 112 nebst Stellung- 
nahmen der Bundesregierung hierzu. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 021, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Internationale Arbeitskonferenz 


Übereinkommen 112 


Übereinkommen über das Mindestalter für die Zulassung 
zur Arbeit in der Fischerei 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
3. Juni 1959 zu ihrer dreiundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend das Mindestalter für die Zulassung zur 
Arbeit in der Fischerei, eine Frage, die zum fünf- 
ten Gegenstand ihrer Tagungsordnung gehört, 
und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 19. Juni 1959, 
das folgende Übereinkommen an, das als Überein- 
kommen über das Mindestalter (Fischer), 1959, be- 
zeichnet wird. 

A r t i k e 1 1 

1. Der Ausdruck „Fischereifahrzeug" im Sinne 
dieses Übereinkommens umfaßt Schiffe und Boote 
aller Art, gleichviel ob sie in öffentlichem oder pri- 
vatem Eigentum stehen, die bei der Seefischerei im 
Salzwasser verwendet werden. 

2. Dieses Übereinkommen gilt nicht für die Fische- 
rei in Hafengewässern oder Flußmündungen oder 
für Personen, welche die Fischerei als Sport oder 
zum Vergnügen betreiben. 

Artikel 2 

1. Kinder und Jugendliche unter fünfzehn Jahren 
dürfen an Bord von Fischereifahrzeugen nicht be- 
schäftigt werden oder arbeiten. 

2. Sie können jedoch gelegentlich an schulfreien 
Tagen an den Tätigkeiten an Bord von Fischerei- 
fahrzeugen teilnehmen, vorausgesetzt, daß die von 
ihnen verrichtete Tätigkeit 

a) ihrer Gesundheit oder ihrer normalen Entwick- 
lung nicht schadet, 

b) ihrem Schulbesuch nicht abträglich ist und 

c) nicht Gewinnzwecken dient. 

3. Ferner kann die innerstaatliche Gesetzgebung 
die Ausstellung von Zeugnissen zulassen, welche 
die Beschäftigung Jugendlicher von mindestens 
vierzehn Jahren erlauben, falls eine Schulbehörde 
oder eine andere von der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung bezeichnete geeignete Stelle nach gebüh- 
render Berücksichtigung der Gesundheit und kör- j 


perlichen Verfassung des Jugendlichen sowie der 
späteren und unmittelbaren Vorteile der vorgesehe- 
nen Beschäftigung festgestellt hat, daß diese im In- 
teresse des Jugendlichen liegt. 

Artikel 3 

Jugendliche unter achtzehn Jahren dürfen an Bord 
von Fischereifahrzeugen mit Kohlenfeuerung nicht 
als Kohlenzieher (Trimmer) oder Heizer beschäftigt 
werden oder arbeiten. 

Artikel 4 

Die Bestimmungen der Artikel 2 und 3 finden 
keine Anwendung auf die Arbeit von Kindern und 
Jugendlichen auf Schulschiffen, sofern diese Arbeit 
behördlich zugelassen und überwacht wird. 

Artikel 5 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 


Artikel 6 

1. Dieses Übereinkommens bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor einge- 
tragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 7 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den Gene- 
raldirektor des Internationalen Arbeitsamtes kün- 
digen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintra- 
gung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
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von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorge- ! 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, j 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jah- j 
ren gebunden. In der Folge kann es dieses Über- | 
einkommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes | 
von zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kün- 
digen. i 

Artikels i 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationalen 
Arbeitsorganisation Kenntnis von der Entragung 
aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm von 
den Mtgliedern der Organisation mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation,' wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt v/ird, i 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam 
machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft 
tritt. 

Artikel 9 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikati- 
onen und Kündigungen. 

i 

A r t i k e 1 1 0 i 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- j 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- ■ 
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meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teilwei- 
sen Abänderung auf die Tagesordnung der Konfe- 
renz gesetzt werden soll. 


Artikel 11 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 7, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommens von den Mitgliedern nicht 
mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die 
Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Eibereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 12 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Übereinkommen 112 


Das Übereinkommen 112 regelt das Mindest- 
alter für die Zulassung zur Arbeit in der Fischerei 
sowie die Untersagung der Beschäftigung von Ju- 
gendlichen mit bestimmten Arbeiten an Bord von 
Fischereifahrzeugen. Es entspricht in seinem we- 
sentlichen Inhalt dem Übereinkommen 7 über 
das Mindestalter für die Zulassung von Kindern 
zur Arbeit auf See (abgeändert durch das Überein- 
kommen 58) und dem Übereinkommen 15 über das 
Mindestalter für die Zulassung von Jugendlichen zur 
Beschäftigung als Kohlenzieher (Trimmer) oder 
Heizer. Beide sind für die Bundesrepublik Deutsch- 
land bereits verbindlich (vgl. Reichsgesetzbl. 1929 II 
S. 383, 753, 754 in Verbindung mit Bundesgesetzbl. 
1952 II S. 607). In Deutschland wird den Bestim- 
mungen des Übereinkommens 112 — ebenso wie 
denen der Übereinkommen 7 und 15 — durch das 
Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 713) entsprochen, 

Artikel 1 des Übereinkommens wird entsprochen 
durch die §§ 1 und 140 des Seemannsgesetzes in 
Verbindung mit dem Gesetz über das Flaggenrecht 
der Seeschiffe und die Flaggenführung der Binnen- 
schiffe (Flaggenrechtsgesetz) vom 8. Februar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 79). 

Artikel 2 des Übereinkommens wird erfüllt durch 
§ 94 Abs. 1 und 2 des Seemannsgesetzes. Hier- 
nach ist eine Beschäftigung von Personen unter vier- 
zehn Jahren auf Seeschiffen — also auch auf Fische- 
reifahrzeugen — ausnahmslos verboten; Jugend- 


liche unter fünfzehn Jahren dürfen nur mit Erlaub- 
nis der Arbeitsschutzbehörde beschäftigt werden. 
Diese darf die Erlaubnis nur erteilen, wenn die Be- 
schäftigung für den Jugendlichen Vorteile bringt 
und in seinem Interesse liegt. Diese Ausnahme in 
Verbindung mit den in § 81 des Seemannsgesetzes 
geforderten ärztlichen Einstellungs- und Nachunter- 
suchungen entspricht "den Voraussetzungen, die in 
Artikel 2 Nr. 3 des Übereinkommens festgelegt wer- 
den. Ausnahmen im Sinne von Artikel 2 Nr. 2 des 
Übereinkommens kennt die Gesetzgebung der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht. 

Artikel 3 des Übereinkommens wird entsprochen 
durch § 94 Abs. 3 des Seemannsgesetzes. Diese Vor- 
schrift geht über die Forderungen des Übereinkom- 
mens sogar noch hinaus, da sie grundsätzlich über- 
haupt die Beschäftigung von Jugendlichen im Ma- 
schinendienst untersagt. 

Die in Artikel 4 des Übereinkommens enthaltenen 
Ausnahmebestimmungen kennt die Gesetzgebung 
der Bundesrepublik Deutschland nicht. Die den Ar- 
tikeln 2 und 3 des Übereinkommens entsprechenden 
Vorschriften des Seemannsgesetzes finden daher in 
der Bundesrepublik Deutschland auch in den Fällen 
des Artikels 4 des Übereinkommens Anwendung. 

Bei der geschilderten innerstaatlichen Rechtslage 
wird die Bundesregierung demnächst die zur Ratifi- 
zierung dieses Übereinkommens notwendigen 
Schritte einleiten. 
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Internationale Arbeitskonferenz 


Übereinkommen 113 

Übereinkommen über die ärztliche Untersuchung der Fischer 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
3. Juni 1959 zu ihrer dreiundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die ärztliche Untersuchung der Fischer, 
eine Frage, die zum fünften Gegenstand ihrer 
Tagesordnung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 19. Juni 1959 das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die ärztliche Untersuchung (Fischer), 1959, 
bezeichnet wird. 

Artikel 1 

1. Der Ausdruck „Fischereifahrzeug" im Sinne 
dieses Übereinkommens umfaßt Schiffe und Boote 
aller Art, gleichviel ob sie in öffentlichem oder pri- 
vatem Eigentum stehen, die bei der Seefischerei im 
Salzwasser verwendet werden. 

2. Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der 
beteiligten Berufsverbände der Eigentümer von 
Fischereifahrzeugen und der Fischer, soweit solche 
bestehen, Ausnahmen von den Bestimmungen die- 
ses Übereinkommens für Fahrzeuge zulassen, die in 
der Regel nicht längere als dreitägige Reisen auf 
See unternehmen. 

3. Dieses Übereinkommen gilt nicht für die 
Fischerei in Hafengewässern oder Flußmündungen 
oder für Personen, welche die Fischerei als Sport 
oder zum Vergnügen betreiben. 


Artikel 2 

Eine Person darf zur Beschäftigung auf einem 
Fischereifahrzeug in irgendeiner Eigenschaft nur an- 
geheuert werden, wenn sie ein Zeugnis vorlegt, das 
ihre Tauglichkeit für die vorgesehene Beschäftigung 
auf See bescheinigt und das von einem von der zu- 
ständigen Stelle anerkannten Arzt unterzeichnet ist. 

Artikel 3 

1. Die zuständige Stelle bestimmt nach Anhörung 
der beteiligten Berufsverbände der Eigentümer von 
Fischereifahrzeugen und der Fischer, soweit solche 
bestehen, die Art der ärztlichen Untersuchung, die 
durchzuführen ist, und die Angaben, die das ärzt- 
liche Zeugnis zu enthalten hat. 


2. Bei der Festsetzung der Art der Untersuchung 
sind das Alter der zu untersuchenden Person und 
die Natur der zu leistenden Arbeit zu berücksichti- 
gen. 

3. In dem ärztlichen Zeugnis ist insbesondere zu 
bescheinigen, daß der Inhaber nicht an einer Krank- 
heit leidet, die sich durch den Seedienst verschlim- 
mern oder ihn hierfür untauglich machen oder die 
Gesundheit anderer Personen an Bord gefährden 
könnte. 

Artikel 4 

1. Die Gültigkeitsdauer des ärztlichen Zeugnisses 
beträgt bei Personen unter einundzwanzig Jahren 
höchstens ein Jahr, gerechnet vom Zeitpunkt der 
Ausstellung. 

2. Bei Personen, die das einundzwanzigste Le- 
bensjahr vollendet haben, bestimmt die zuständige 
Stelle die Gültigkeitsdauer des ärztlichen Zeugnis- 
ses. 

3. Läuft die Gültigkeitsdauer eines Zeugnisses 
während einer Reise ab, so bleibt es bis zum Ende 
der Reise in Kraft. 

Artikel 5 

Personen, denen nach der Untersuchung ein Zeug- 
nis verweigert wird, ist durch entsprechende Maß- 
nahmen die Möglichkeit zu geben, eine neue Unter- 
suchung durch einen oder mehrere ärztliche Ober- 
gutachter zu beantragen, die in keinem Abhängig- 
keitsverhältnis zu einem Eigentümer oder zu einem 
Berufsverband der Eigentümer von Fischereifahrzeu- 
gen oder der Fischer stehen dürfen. 


Artikel 6 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 


Artikel 7 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor einge- 
tragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ra- 
tifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 
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Artikel 8 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Überein- 
kommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündi- 
gen. 

Artikel 9 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam 
machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft 
tritt. 

Artikel 10 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
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vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 11 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 12 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 8, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuge- 
faßten Übereinkommens an kann das vorlie- 
gende Übereinkommen von den Mitgliedern 
nicht mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 13 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
in dem Übereinkommen 113 


Das Übereinkommen 113 regelt die ärztliche Unter- 
suchung der Fischer. Es findet seine Parallele in dem 
Übereinkommen 73 über die ärztliche Untersuchung 
der Schiffsleute, das allgemein für die Seeschiffahrt 
gilt, von der Bundesrepublik Deutschland jedoch 
noch nicht ratifiziert worden ist. 

Zur innerstaatlichen Rechtslage des von dem Über- 
einkommen 113 geregelten Gegenstandes ist zu 
bemerken: 

Artikel 1 wird entsprochen durch die §§ 1 und 140 
des Seemannsgesetzes in Verbindung mit dem Ge- 
setz über das Flaggenrecht der Seeschiffe und die 
Flaggenführung der Binnenschiffe (Flaggenrechts- 
gesetz) vom 8. Februar 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 79). Ausnahmen im Sinne der Nr. 2 des Artikels 1 
des Übereinkommens kennt die Gesetzgebung der 
Bundesrepublik Deutschland nicht. 

Artikel 2 des Übereinkommens entspricht § 81 des 
Seemannsgesetzes. Hiernach darf als Kapitän oder 
Besatzungsmitglied auf Seeschiffen — ■ also auch 
auf Fischereifahrzeugen — nur beschäftigt werden, 
wer von einem von der Arbeitsschutzbehörde er- 
mächtigten Arzt auf Seediensttauglichkeit unter- 
sucht und von ihm als seediensttauglich erklärt wor- 
den ist, und wenn hierüber ein Zeugnis des Arztes 
vorliegt. 

Um dem Artikel 3 des Übereinkommens entsprechen 
zu können, soll demnächst auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 13 des Seemannsgesetzes eine Rechts- 
verordnung über die Durchführung ärztlicher Unter- 
suchungen, die Ermächtigung des Arztes und den 
Inhalt und die Geltungsdauer der ärztlichen Zeug- 
nisse erlassen werden. Die Ermächtigungsgrundlage 
enthält allerdings keine Konkretisierung derjeni- 
gen Voraussetzungen, die in Artikel 3 Nr. 2 und 3 
des Übereinkommens festgelegt worden sind. 
Es besteht aber kein Zweifel, daß diese Vorausset- 
zungen bei der Gestaltung der Rechtsverordnung 
nach § 143 Abs. 1 Nr. 13 des Seemannsgesetzes in 
geeigneter Form berücksichtigt werden können. 

Eine Begrenzung der Gültigkeitsdauer des ärztlichen 
Zeugnisses, von der Artikel 4 des Übereinkommens 
handelt, sieht das Seemannsgesetz in seinem § 81 


Abs. 2 nur für Jugendliche im Sinne von § 8 des 
Gesetzes vor, d. h. für Personen, die das vierzehnte, 
aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollen- 
det haben, und die nicht mehr zum Besuch einer 
Schule mit Vollunterricht verpflichtet sind. Nicht 
mehr als Jugendliche gelten danach aber auch solche 
Besatzungsmitglieder, die das siebzehnte Lebens- 
jahr vollendet und eine durch Rechtsvorschriften 
geregelte Berufsausbildung abgeschlossen haben, 
sofern sie nicht im Maschinendienst beschäftigt wer- 
den. Nur lür Jugendliche in diesem Sinne begrenzt 
§ 81 Abs. 2 des Seemannsgesetzes die Gültigkeits- 
dauer der ärztlichen Zeugnisse auf ein Jahr. Dem 
Artikel 4 Nr. 1 des Übereinkommens wird daher 
zur Zeit in der Bundesrepublik Deutschland zum 
Teil entsprochen. Insoweit ist im übrigen auch die 
Ausnahme des Artikels 4 Nr. 3 des Übereinkom- 
mens in das Seemannsgesetz aufgenommen (§ 81 
Abs. 2 Satz 2 des Seemannsgesetzes). Für Personen 
unter einundzwanzig Jahren, die nicht mehr Ju- 
gendliche im vorstehenden Sinne sind, und für 
Personen, die das einundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet haben, kann hinsichtlich der Geltungs- 
dauer der ärztlichen Zeugnisse die nach § 143 Abs. 1 
Nr. 13 des Seemannsgesetzes zu erlassende Rechts- 
verordnung noch eine Bestimmung treffen. Dabei 
wird auch die Ausnahme des Artikels 4 Nr. 3 des 
Übereinkommens zu berücksichtigen sein. 

Artikel 5 des Übereinkommens wird erfüllt durch 
die §§ 82 und 83 des Seemannsgesetzes. Danach 
entscheidet auf Antrag des Betroffenen die Arbeits- 
schutzbehörde oder der bei ihr gebildete Einspruchs- 
ausschuß durch im Zuge der Verwaltungsgerichts- 
barkeit nachprüfbaren Verwaltungsakt über die 
Seediensttauglichkeit. Beide sind als staatliche Ein- 
richtungen unabhängig im Sinne des Artikels 5 des 
Übereinkommens. Die ärztliche Untersuchung kann 
in diesem Verfahren wiederholt werden; außer- 
dem muß dem Einspruchsaiisschuß ein Arzt als Bei- 
sitzer angehören. 

Die Bundesregierung wird die Ratifizierbarkeit die- 
ses Übereinkommens prüfen, sobald die auf Grund 
des § 143 Abs. 1 Nr. 13 des Seemannsgesetzes zu 
erlassende Rechtsverordnung ergangen ist. 
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Internationale Arbeitskonferenz 


Übereinkommen 114 

Übereinkommen über den Heuervertrag der Fischer 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen | 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

3. Juni 1959 zu ihrer dreiundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend den Heuervertrag der Fischer, eine 
Frage, die zum fünften Gegenstand ihrer Tages- 
ordnung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 19. Juni 1959, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über den Heuervertrag der Fischer, 1959, be- 
zeichnet wird. 

Artikel 1 

1. Der Ausdruck „Fischereifahrzeug" im Sinne 
dieses Übereinkommens umfaßt eingetragene oder 
mit Schiffszertifikaten versehene Schiffe und Boote 
aller Art, gleichviel ob sie in öffentlichem oder 
privatem Eigentum stehen, die bei der Seefischerei 
im Salzwasser verwendet werden. 

2. Die zuständige Stelle kann bestimmte Fische- 
reifahrzeuge, deren Art und Raumgehalt sie nach 
Anhörung der beteiligten Berufsverbände der 
Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der 
Fischer, soweit solche bestehen, festlegt, von der 
Anwendung der Bestimmungen dieses Übereinkom- 
mens ausnehmen. 

3. Stellt die zuständige Stelle fest, daß die in 
diesem übereinkom'men behandelten Fragen bereits 
in Gesamtarbeitsverträgen zwischen Eigentümern 
von Fischereifahrzeugen oder deren Berufsverbän- 
und Berufsverbänden der Fischer in angemessener 
Weise geregelt sind, so kann sie die an diese Ge- 
samtarbeitsverträge gebundenen Eigentümer und 
Fischer von den die Einzelheuerverträge betreffen- 
den Bestimmungen dieses Übereinkommens aus- 
nehmen, 

Artikel 2 

Der Ausdrude „Fischer" im Sinne dieses Überein- 
kommens umfaßt jede Person, die in irgendeiner 
Eigenschaft an Bord eines Fischereifahrzeugs be- 
schäftigt oder angestellt und in die Musterrolle ein- 
getragen ist. Ausgenommen sind Lotsen, Schul- 
schiffszöglinge und durch besonderen Lehrvertrag 
verpflichtete Lehrlinge, Angehörige der Kriegs- 
marine und andere Personen im ständigen Staats- 
dienst. 


Artikel 3 

1. Der Heuervertrag wird vom Eigentümer des 
Fischereifahrzeugs oder seinem bevollmächtigten 
Vertreter und vom Fischer unterzeichnet. Dem 
Fischer und gegebenenfalls seinem Beistand ist aus- 
reichende Gelegenheit zu geben, den Heuervertrag 
vor der Unterzeichnung zu prüfen. 

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat die Um- 
stände, unter denen der Fischer den Vertrag unter- 
zeichnet, so zu bestimmen, daß eine angemessene 
Überwachung durch die zuständige Stelle gewähr- 
leistet ist. 

3. Die vorstehenden Bestimmungen über die Un- 
terzeichnung des Vertrages gelten als erfüllt, wenn 
die zuständige Stelle bestätigt, daß der Vertrag ihr 
schriftlich vorgelegt und sowohl vom Eigentümer 
des Fischereifahrzeugs oder seinem bevollmächtig- 
ten Vertreter als auch vom Fischer gutgeheißen 
worden ist. 

4. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat durch 
geeignete Vorschriften dafür Sorge zu tragen, daß 
der Fischer den Vertrag versteht. 

5. Der Vertrag darf keine der innerstaatlichen 
Gesetzgebung zuwiderlaufende Bestimmung ent- 
halten. 

6. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat alle son- 
stigen Förmlichkeiten und Sicherheiten für den Ab- 
schluß des Vertrages vorzusehen, die zum Schutz 
der Interessen des Eigentümers des Fischereifahr- 
zeugs und des Fischers für notwendig erachtet wer- 
den. 

Artikel 4 

1. Durch geeignete Maßnahmen ist in Überein- 
stimmung mit der innerstaatlichen Gesetzgebung 
die Gewähr dafür zu schaffen, daß der Heuerver- 
trag keine Bestimmung enthält, nach der die Par- 
teien im voraus Übereinkommen, von den ordent- 
lichen Regeln über die Zuständigkeit in der Recht- 
sprechung in Sachen des Heuervertrages abzu- 
weichen. 

2. Diese Bestimmung darf nicht dahin ausgelegt 
werden, daß sie die Anrufung eines Schiedsgerichtes 
ausschließt. 

Artikel 5 

Für jeden Fischer ist von der zuständigen Stelle 
oder in einer von ihr bestimmten Form ein Dienst- 
nachweis zu führen. Am Ende jeder Reise oder 
Ausfahrt ist dem beteiligten Fischer eine Dienst- 
bescheinigung über diese Reise oder Ausfahrt aus- 
zustellen oder eine entsprechende Eintragung in sei- 
nem Arbeitsbuch vorzunehmen. 
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Artikel 6 

1. Der Heuervertrag kann auf bestimmte Zeit, 
für eine Reise oder, wenn es die innerstaatliche 
Gesetzgebung zuläßt, auf unbestimmte Zeit abge- 
schlossen werden. 

2. Der Heuervertrag hat die Rechte und Pflich- 
ten jeder der Parteien klar anzugeben. 

3. Er hat die folgenden Angaben zu enthalten, 
soweit sich nicht die Aufnahme einer oder mehrerer 
dieser Angaben deshalb erübrigt, weil der Ge- 
genstand bereits in anderer Weise durch die in- 
nerstaatliche Gesetzgebung geregelt ist: 

a) Namen und Vornamen »des Fischers, sein Ge- 
burtsdatum oder sein Alter und den Geburtsort; 

b) Ort und Tag des Vertragsabschlusses; 

c) die Bezeichnung des Fischereifahrzeugs oder der 
Fahrzeuge, für die sich der Fischer zum Dienst 
verpflichtet; 

d) die Reise oder die Reisen, die unternommen 
werden sollen, wenn sie im Zeitpunkt ider An- 
heuerung angegeben werden können; 

e) den Dienst, für den der Fischer verwendet wer- 
den soll; 

f) wenn möglich, Ort und Tag, an denen sich der 
Fischer zum Dienstantritt an Bord einzufinden 
hat; 

g) die dem Fischer zustehende Beköstigung, es sei 
denn, daß die innerstaatliche Gesetzgebung eine 
andere Regelung vorsieht; 

h) den Betrag der Heuer des Fischers oder die 
Höhe des Anteils und dessen Berechnungsart, 
wenn das Entgelt in einer Beteiligung besteht, 
oder den Betrag der Heuer und die Höhe des 
Anteils sowie dessen Berechnungsart, wenn 
beide Formen des Entgelts miteinander verbun- 
den werden, und die gegebenenfalls vereinbarte 
Mindestheuer; 

i) die Beendigung des Vertrages, und zwar 

i) wenn der Vertrag auf bestimmte Zeit ab- 
geschlossen ist, den Tag des Ablaufs des 
Vertrages, 

ii) wenn der Vertrag für eine Reise abge- 
schlossen ist, den Bestimmungshafen und 
die Frist nach der Ankunft, nach deren Ab- 
lauf der Fischer ausscheiden darf, 

iii) wenn der Vertrag auf unbestimmte Zeit 
abgeschlossen ist, die Voraussetzungen, die 
jede Partei zur Kündigung berechtigen, so- 
wie die Kündigungsfrist, wobei die Frist bei 
Kündigung durch den Eigentümer des 
Fischereifahrzeugs nicht kürzer sein darf als 
die bei Kündigung durch den Fischer; 

j) alle sonstigen Einzelheiten, welche die inner- 
staatliche Gesetzgebung etwa vorschreibt. 

Artikel 7 

Schreibt die innerstaatliche Gesetzgebung vor, 
daß an Bord eine Musterrolle zu führen ist, so ist 


der Heuervertrag in die Musterrolle einzutragen 
oder ihr beizufügen. 

Artikel 8 

Um dem Fischer zu ermöglichen, sich seiner 
Rechte und Pflichten nach Art und Umfang zu ver- 
gewissern, hat die zuständige Stelle die erforder- 
lichen Maßnahmen vorzuschreiben, die zu treffen 
sind, damit sich der Fischer an Bord über die Be- 
schäftigungsbedingungen genau erkundigen kann. 

Artikel 9 

Der für eine Reise oder auf bestimmte oder auf 
unbestimmte Zeit geschlossene Heuervertrag wird 
rechtsgültig beendigt 

a) durch Einverständnis der Parteien; 

b) durch den Tod des Fischers; 

c) durch Verlust oder völlige Seeuntüchtigkeit des 
Fischereifahrzeugs; 

d) aus sonstigen Gründen, welche die innerstaat- 
liche Gesetzgebung vorsieht. 

Artikel 10 

Die innerstaatliche Gesetzgebung, die Gesamt- 
arbeitsverträge oder die Einzelheuerverträge haben 
die Voraussetzungen zu bestimmen, unter denen der 
Eigentümer des Fischereifahrzeugs oder der Schiffs- 
führer den Fischer fristlos entlassen kann. 


Artikel 11 

Die innerstaatliche Gesetzgebung, die Gesamt- 
arbeitsverträge oder die Einzelheuerverträge haben 
auch die Voraussetzungen zu bestimmen, unter de- 
nen der Fischer seine sofortige Entlassung verlan- 
gen kann. 

Artikel 12 

Die Bestimmungen dieses Übereinkommens kön- 
nen, soweit darin nichts anderes vorgesehen ist, 
durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder durch 
Gesamtarbeitsverträge durchgeführt werden. 

Artikel 13 

Die förmliche Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 14 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor einge- 
tragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ra- 
tifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 
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3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für ' 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 15 | 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ra- 
tifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kün- 
digen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung 
ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ra- 
tifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ablauf 
des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes von j 
zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorgesehe- 
nen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, bleibt 
für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren ge- 
bunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn , 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. ! 

Artikel 16 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
tionalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Ein- 
tragung aller Ratifikationen und Kündigungen, die 
ihm von den Mitgliedern der Organisation mitge- ; 
teilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam ma- 
chen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt, j 

I 

A r t i k e 1 1 7 1 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- I 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- ! 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 ! 


— 3. Wahlperiode 


der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

A r t i k ej 18 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 19 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches ‘ das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 
15, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Überein- 
kommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuge- 
faßten Übereinkommens an kann das vorlie- 
gende Übereinkommen von den Mitgliedern 
nicht mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 20 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Übereinkommen 114 


Das Übereinkommen 114 regelt die Form, den 
Abschluß und den Inhalt des Heuervertrages. Es 
entspricht in seinem wesentlichen Inhalt dem 
Übereinkommen 22 über den Heuervertrag der 
Seeleute in der Seeschiffahrt, das für die Bundes- 
republik Deutschland verbindlich ist (vgl. Reichs- 
gesetzbl. 1930 II S. 987, 1230 in Verbindung mit 
Bundesgesetzbl. 1952 II S, 607). Die Bestimmungen 
des Übereinkommens 114 werden in der Bun- 
desrepublik Deutschland — wie die des Überein- 
kommens 22 — durch das Seemannsgesetz vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 713) in Verbin- 
dung mit den einschlägigen Tarifverträgen abge- 
deckt. 

Artikel 1 Nr. 1 des Übereinkommens wird erfüllt 
durch die §§ 1 und 140 des Seemannsgesetzes in 
Verbindung mit dem Gesetz über das Flaggenrecht 
der Seeschiffe und die Flaggenführung der Bin- 
nenschiffe (Flaggenrechtsgesetz) vom 8. Februar 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 79). 

Die in Artikel 1 Nr. 2 und 3 enthaltenen Aus- 
nahmebestimmungen sind in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht unmittelbar kraft Gesetzes nor- 
miert. § 140 Abs. 1 des Seemannsgesetzes räumt 
jedoch insoweit den Tarifvertragsparteien die Be- 
fugnis ein, Ausnahmen im Sinne der Nr. 3 des 
Artikels 1 des Übereinkommens vorzusehen. Ar- 
tikel 2 des Übereinkommens entspricht den §§ 3 
bis 7 des Seemannsgesetzes. 

Artikel 3 Nr. 1 und 3, die die Schriftform des 
Heuervertrages vorsehen, wird durch die amtliche 
schriftliche Niederlegung des Heuervertrages er- 
füllt (§§ 14, 15 in Verbindung mit § 24 Abs. 2 des 
Seemannsgesetzes). 

Auch im übrigen wird Artikel 3 Nr. 1 genügt, da 
nach dem Seemannsgesetz dem Besatzungsmitglied 
bei der Anmusterung vor dem Seemannsamt Ge- 
legenheit gegeben wird, den Heuervertrag einzu- 
sehen. Außerdem ist dem Besatzungsmitglied der 
Heuervertrag nach Maßgabe des § 24 des See- 
mannsgesetzes schriftlich auszuhändigen. 

Artikel 3 Nr. 2 wird durch die §§ 13 bis 17 des ! 
Seemannsgesetzes entsprochen. 

Was Artikel 3 Nr. 4 bis 6 betrifft, so stellt das i 
Seemannsamt bei der Anmusterung klar, unter 
welchen Vertragsbedingungen sich das Besatzungs- j 
mitglied zum Dienst verpflichtet. Das Seemannsamt 
hat gemäß den Vorschriften des § 14 des See- 
mannsgesetzes darüber zu wachen, daß keine ge- 
setzwidrigen Bestimmungen in den Heuervertrag 
aufgenommen werden. Da die Bestimmungen des 
Übereinkommens in das Seemannsgesetz übernom- 
men sind, erstreckt sich die Überwachung also auch 
auf die Durchführung dieser Bestimmungen. 


’ Das Seemannsgesetz regelt in seinem Dritten Ab- 
schnitt die den Abschluß, die Erfüllung und die 
Aullösung des Heuervertrages betreffenden Fragen. 
Diese Vorschriften treffen auch Vorsorge, daß bei 
Streitigkeiten aus dem Heuervertrag, unbeschadet 
der Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssachen 
bzw. der Tarif Schiedsgerichte (§§ 2 und 101 Abs. 2 
des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 3. September 1953 
— • Bundesgesetzbl. I S. 1267 — , geändert durch 
j das Gesetz zur Änderung des Arbeitsgerichtsgeset- 
' zes vom 2. Dezember 1955 — Bundesgesetzbl. I 
I S. 743 --- und durch § 146 Abs. 5 des Seemanns- 
gesetzes), wenn erforderlich, auch eine vorläufige 
i Regelung durch die Seemannsämter im In- und Aus- 
land getroffen wird, welcbe die Belange des Reeders 
v/ie der Besatzungsmitglieder berücksichtigt (§§ 51, 
j 69, 72 Abs. 4, § 78 Abs. 4, § 79 des Seemanns- 
I gesetzes). 

I Dem Artikel 4 des Übereinkommens wird durch 
die amtliche Festlegung des Inhaltes des Heuer- 
ver träges bei der Anmusterung vor dem Seemanns- 
amt entsprechen (§§ 13, 14 Seemannsgesetz); auf 
diese Weise wird gewährleistet, daß im Heuerver- 
trag, auch im Hinblick auf die gerichtlichen Zustän- 
digkeiten nach den §§ 2 und 101 Abs. 2 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes, keine der innerstaatlichen Ge- 
setzgebung entgegenstehenden Bestimmungen ent- 
halten sind. 

Artikel 5 des Übereinkommens wird durch die Ein- 
richtungen der Musterrolle und des Seefahrtbuches 
(§§ 11 und 13 des Seemannsgesetzes in Verbindung 
mit der Seemann samtsverordnimg vom 3. Juni 1959 
— Bundesgesetzbl. II S. 687) genügt. 

Die Musterrolle ist v/ährend der Reise vom Kapitän 
des Schiffes an Bord mitzuführen; zu Eintragungen 
in die Musterrolle ist nur das Seemannsamt berech- 
tigt. Die Musterrolle enthält nach § 14 des See- 
mannsgesetzes für jedes Besatzungsmitglied An- 
gaben über den wesentlichen Inhalt seines Heuer- 
verhältnisses, insbesondere den Tag des Dienst- 
antrittes und des Dienstendes, sowie die Art des zu 
leistenden Schiffsdienstes. Die entsprechenden Ein- 
tragungen sind bei jeder An-, üm- und Abmuste- 
rung vorzunehmen (§§ 13 und 15 des Seemanns- 
gesetzes). 

Die Tatsache der Musterung wird weiterhin unter 
Angabe des Schiffes, der zu leistenden Schiffs- 
dienste sowie des Tages des Dienstantrittes und des 
Dienstendes vom Seemannsamt im Seefahrtbuch 
vermerkt. Bei der Beendigung des Heuerverthält- 
nisses hat der Kapitän oder ein von ihm bevoll- 
mächtigter Schiffsoffizier die Art und Dauer des 
geleisteten Schiffsdienstes im Seefahrtbuch zu be- 
scheinigen; seine ünterschrift wird vom Seemanns- 
amt beglaubigt (§ 16 Abs. 2 Satz 2, § 19 des See- 
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mannsgesetzes). Nach den genannten innerstaat- 
lichen Vorschriften werden die entsprechenden Ein- 
tragungen über eine Reise oder Ausfahrt zwar nicht 
in jedem Falle am Ende jeder Reise oder Ausfahrt in 
das Seefahrtbuch eingetragen, sondern nur bei der 
Musterung bzw. zum Zeitpunkt des Beginnes und 
der Beendigung des Heuerverhältnisses. Dem Sinn 
und Zweck des Artikels 5 Satz 2 des Übereinkom- 
mens 114 wird damit jedoch in vollem Umfang 
genügt, da diese Vorschrift lediglich sicherstellen 
will, daß das Besatzungsmitglied einen Nachweis 
über seine Fahrtzeiten erhält. Soweit daher das 
Heuerverhältnis nicht nur für eine Reise oder Aus- 
fahrt, sondern für eine längere Zeit begründet wird, 
besteht auch seitens des Besatzungsmitgliedes kein 
Interesse an einer gesonderten Dienstbescheinigung 
für jede einzelne Reise oder Ausfahrt, sondern nur 
an einer solchen für die gesamte Dauer eines 
Heuerverhältnisses. Der mit Artikel 5 Satz 2 des 
Übereinkommens 114 verfolgte lückenlose Nachweis 
der Fahrtzeiten wird demzufolge in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ohne Einschränkung gewährleistet. 
Außerdem hat das Besatzungsmitglied nach § 630 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs bei einem dauernden 
Arbeits- bzw. Heuerverhältnis gegen den Reeder 
einen Anspruch auf Ausstellung eines Zeugnisses 
über die geleisteten Dienste. 

Artikel 6 des Übereinkommens wird durch folgende 
Vorschriften des Seemannsgesetzes genügt: 

Nr. 1 durch § 23 des Seemannsgesetzes. 

Nr. 2 durch die Vorschriften des dritten Abschnittes 
des Seemannsgesetzes über das Heuerverhältnis in 
Verbindung mit den nach § 140 des Seemannsgeset- 
zes zulässigen tarifvertraglichen Regelungen. 

Nr. 3 Buchstaben a bis f durch die Vorschriften der 
§§ 24, 25 und 27 des Seemannsgesetzes. 


I übrigen muß das Ziel der Reise bzw. in diesem 
I Fall der Bestimmungshafen und die Dauer des 
I Heuerverhältnisses, d. h. im Falle des für eine 
Reise begründeten Heuerverhältnisses der Zeit- 
i punkt, in dem das Heuerverhältnis nach der 
Ankunft des Schiffes im Bestimmungshafen 
endet und damit das Besatzungsmitglied das 
j Schiff verlassen kann, gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 4 
I und Nr. 6 Abs. 2 des Seemannsgesetzes im 
j Heuervertrag angegeben werden; 

I iii) die Kündigungsfristen bestimmen sich nach den 

I §§ 62, 63 und 78 in Verbindung mit § 24 des 

I Seemannsgesetzes; eine Wiedergabe der ge- 

I setzlichen Kündigungsbestimmungen in dem 

Heuervertrag ist entsprechend dem Einleitungs- 
satz der Nr. 3 des Artikels 6 des Übereinkom- 
mens 114 nicht zwingend vorgeschrieben, 
da das Besatzungsmitglied sich nach § 144 des 
Seemannsgesetzes auch an Bord jederzeit über 
diese Vorschriften unterrichten kann. 

Nr. 3 Buchstabe j durch die Vorschrift des § 24 des 
Seemannsgesetzes. 

Artikel 7 des Übereinkommens wird durch die 
Vorschrift des § 14 des Seemannsgesetzes erfüllt. 

Artikel 8 des Übereinkommens wird durch die Vor- 
schriften des § 144 des Seemannsgesetzes entspro- 
chen. 

I 

1 Die in Artikel 9 des Übereinkommens enthaltenen 
I Vorschriften stimmen ebenfalls mit der in der Bun- 
desrepublik Deutschland bestehenden Rechtslage 
überein: 

Buchstabe a entspricht dem allgemeinen Rechts- 
grundsatz, daß jede Vereinbarung mit Zustimmung 
beider Seiten jederzeit aufgehoben werden kann; 


Was Nr. 3 Buchstabe g angeht, so sieht das See- 
mannsgesetz eine derartige Verpflichtung entspre- 
chend dem Einleitungssatz der Nr. 3 des Artikels 6 
des Übereinkommens 114 nicht unbedingt vor 
(vgl. § 24 des Seemannsgesetzes), da sich die dem 
Besatzungsmitglied zustehende Verpflegung bereits 
aus § 39 des Seemannsgesetzes in Verbindung mit 
den dazu ergangenen Speiserollen der Küsten- 
länder ergibt (Hamburg: Gesetz- und Verordnungs- 
blatt 1951 S. 121; Bremen: Gesetzblatt 1951 S. 86; 
Niedersachsen: Gesetz- und Verordnungsblatt 1951 
S. 168; Schleswig-Holstein: Gesetz- und Verord- 
nungsblatt 1951 S. 135). 

Nr. 3 Buchstabe h durch die Vorschriften des § 24 
in Verbindung mit § 30 des Seemannsgesetzes. 

Nr. 3 Buchstabe i 

i) durch die Vorschriften der §§ 23 und 24 des 
Seemannsgesetzes; 

ii) nach dem Seemannsgesetz erlischt das Heuer- 
verhältnis in diesem Fall entsprechend allge- 
gemeinen arbeitsrechtlichen Grundsätzen mit 
der Beendigung der Reise (vgl. § 23 des See- 
mannsgesetzes), und das Besatzungsmitglied 
kann mit diesem Zeitpunkt ausscheiden; im 


Buchstabe b wird durch den allgemeinen Rechts- 
grundsatz gedeckt, daß jedes Arbeits Verhältnis mit 
dem Tode des Arbeitnehmers endigt; ferner durch 
§ 77 des Seemannsgesetzes; 

in den Fällen des Buchstaben c tritt nach dem See- 
mannsgesetz keine automatische Beendigung des 
Heuerverhältnisses ein, vielmehr räumt § 66 des 
Seemannsgesetzes dem Reeder insoweit ein beson- 
deres außerordentliches Kündigungsrecht innerhalb 
einer angemessenen überlegungsfrist ein; 

was schließlich Buchstabe d betrifft, so kennt das 
Seemannsgesetz andere Gründe für die Beendigung 
des Heuervertrages ohne eine Kündigung nicht. 

Artikel 10 des Übereinkommens ist in Deutschland 
durch die Vorschriften der §§ 64 bis 66, 69, 72 bis 74 
und 78 des Seemannsgesetzes erfüllt. 

Artikel 11 des Übereinkommens wird durch die 
Vorschriften der §§ 67 bis 70, 72 bis 74 und 78 des 
Seemannsgesetzes entsprochen. 

Die Bundesregierung wird mit Rücksicht auf die ge- 
schilderte innerstaatliche Rechtslage demnächst die 
zur Ratifizierung dieses Übereinkommens notwen- 
digen Schritte einleiten. 
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Internationale Arbeitskonferenz 


Empfehlung 112 


Empfehlung betreffend die betriebsärztlichen Dienste 
in den Arbeitsstätten 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen ' 
Arbeiterorganisation, ^ 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 3. Juni 1959 zu ihrer dreiundvierzigsten Ta- 
gung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Einrichtung arbeitsärztlicher 
Dienste in Betrieben, eine Frage, die den vierten 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 24. Juni 1959, die | 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- I 
treffend die betriebsärztlichen Dienste, 1959, be- | 
zeichnet wird. | 

I. Begriffsbestimmung 

1, Der Ausdruck „betriebsärztlicher Dienst" im 
Sinne dieser Empfehlung bezeichnet einen in den , 
Arbeitsstätten oder in ihrer Nähe eingerichteten 
Dienst, der bestimmt ist, j 

a) die Arbeitnehmer gegen jede Gefährdung ihrer | 
Gesundheit zu schützen, die sich aus ihrer Ar- 
beit oder den Bedingungen, unter denen sie aus- 
geführt wird, ergeben kann; 

b) zur körperlichen und geistig-seelischen Anpas- 
sung der Arbeitnehmer beizutragen, insbeson- 
dere durch die Anpassung der Arbeit an die 
Arbeitnehmer und deren Einsatz bei Arbeiten, 
für die sie geeignet sind; 

c) dazu beizutragen, daß das höchstmögliche Maß 
körperlichen und seelischen Wohlbefindens der 
Arbeitnehmer erreicht und bewahrt wird. 


II. Durchführungsmethoden 

2. Mit Rücksicht auf die Verschiedenartigkeit der 
Verhältnisse und der Gepflogenheiten in den ein- 
zelnen Ländern können die betriebsärztlichen 
Dienste, je nach den Umständen, geschaffen werden 

a) durch die Gesetzgebung oder 

b) durch Gesamtarbeits Verträge oder andere Ver- 
einbarungen zwischen den beteiligten Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern oder 

c) auf eine andere, von der zuständigen Stelle nach 
Anhörung der beteiligten Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmerverbände genehmigte Weise. 


III. Organisation 

3. Die betriebsärztlichen Dienste sollten je nach 
den Umständen und den anzuwendenden Normen 

a) von den beteiligten Betrieben selbst eingerichtet 
oder einer außerbetrieblichen Stelle angeglie- 
dert werden; 

b) eingerichtet werden 

i) als betriebseigene Dienste einzelner Betriebe 
oder 

ii) als gemeinsame Dienste für mehrere Betriebe. 

4. Damit die Ergebnisse der Arbeitsmedizin allen 
Arbeitnehmern zugute kommen, sollten betriebs- 
ärztliche Dienste für gewerbliche, nichtgewerbliche 
und landwirtschaftliche Betriebe sowie für öffent- 
liche Dienste eingerichtet werden. Wenn jedoch 
betriebsärztliche Dienste nicht sofort für alle Be- 
triebe geschaffen werden können, sollten sie zu- 
nächst eingerichtet werden 

a) für Betriebe, in denen die Gefahren am größten 
zu sein scheinen; 

b) für Betriebe, in denen die Gesundheit der Arbeit- 
nehmer besonderen Gefahren ausgesetzt ist; 

c) für Betriebe, die mehr als eine festgesetzte Min- 
destzahl von Arbeitnehmern beschäftigen. 

5. Ist die Einrichtung eines betriebsärztlichen 
Dienstes im Sinne dieser Empfehlung aus Gründen 
geographischer oder anderer Natur, die von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung zu bezeichnen sind, 
vorläufig nicht möglich, so sollte der Betrieb durch 
Vereinbarung einen Arzt oder einen lokalen ärzt- 
lichen Dienst verpflichten, 

a) Notbehandlungen vorzunehmen; 

b) die von der innerstaatlichen Gesetzgebung vor- 
geschriebenen ärztlichen Untersuchungen durch- 
zuführen; 

c) die hygienischen Verhältnisse im Betrieb zu 
überwachen. 

IV. Aufgaben 

6. Die Rolle der betriebsärztlichen Dienste sollte 
im wesentlichen eine vorbeugende sein. 

7. Die betriebsärztlichen Dienste sollten nicht die 
Aufgabe haben, Krankmeldungen auf ihre Berech- 
tigung hin zu überprüfen. Doch soll dies die genann- 
ten Dienste nicht daran hindern, über die Umstände, 
die zur Krankmeldung eines Arbeitnehmers geführt 
haben können, sowie über den Verlauf der Krank- 
heit des Arbeitnehmers Erkundigungen einzuziehen. 
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damit sie besser in der Lage sind, die vorgesehenen 
Vorbeugungsmaßnahmen zu bewerten, berufs- 
bedingte Gesundheitsgefahren zu entdecken und im 
Hinblick auf die Wiedereingliederung der Arbeit- 
nehmer geeignete Arbeiten zu empfehlen. 

8. Der Aufgabenbereich der betriebsärztlichen 
Dienste sollte je nach den Umständen schrittweise 
so entwickelt werden, daß er insbesondere die fol- 
genden Aufgaben einschließt, wobei der Umfang be- 
rücksichtigt werden sollte, in dem eine oder mehrere 
der folgenden Aufgaben nach der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder Praxis bereits von anderen ge- 
eigneten Diensten in befriedigender Weise erfüllt 
werden: 

a) Überwachung aller Faktoren innerhalb des Be- 
triebes, welche die Gesundheit der Arbeit- 
nehmer beeinträchtigen können, und Beratung 
der Betriebsleitung und der Arbeitnehmer oder 
ihrer Vertreter im Betrieb in diesen Fragen; 

b) Arbeitsplatzstudien nach hygienischen, physio- 
logischen und psychologischen Gesichtspunkten 
oder Teilnahme an solchen Studien und Beratung 
der Betriebsleitung und der Arbeitnehmer in 
allen Fragen, welche die bestmögliche Einrichtung 
der Arbeitsplätze nach diesen Gesichtspunkten 
betreffen; 

c) Zusammenarbeit mit den anderen beteiligten 
Abteilungen und Stellen des Betriebes bei der 
Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten und bei der Überwachung der Ar- 
beitsschutzgeräte und deren Verwendung sowie 
Beratung der Betriebsleitung und der Arbeit- 
nehmer auf diesem Gebiet; 

d) Überwachung der Hygiene in den sanitären An- 
lagen des Betriebes und in allen dem Wohl- 
befinden der Arbeitnehmer dienenden Einrich- 
tungen, wie Küchen, Kantinen, Kinderkrippen 
und Erholungsheimen, und gegebenenfalls Über- 
wachung der für die Arbeitnehmer getroffenen 
Diätmaßnahmen; 

e) ärztliche Einstellungsuntersuchungen, regelmä- 
ßige Wiederholungs- und Sonderuntersuchungen 
— nötigenfalls einschließlich biologischer oder 
Röntgenuntersuchungen — , die von der inner- 
staatlichen Gesetzgebung oder durch Verein- 
barung zwischen den beteiligten Parteien oder 
Verbänden vorgeschrieben sind oder die der Be- 
triebsarzt als Vorbeugungsmaßnahme für zweck- 
mäßig hält; diese Untersuchungen sollten eine 
besonders sorgfältige Überwachung bestimmter 
Arbeitnehmergruppen, z. B. der Frauen, der Ju- 
gendlichen, der besonderen Gefahren ausgesetz- 
ten Arbeitnehmer oder der Behinderten, sicher- 
stellen; 

f) Überwachung der Anpassung der Arbeit an die 
Arbeitnehmer, insbesondere an die behinderten 
Arbeitnehmer, entsprechend ihrer körperlichen 
Eignung, Mitwirkung bei ihrer Umschulung und 
Wiedereingliederung sowie Beratung auf diesem 
Gebiet; 

g) Beratung der Betriebsleitung und der Arbeit- 
nehmer bei der Zuweisung von Arbeitsaufgaben 


oder der Versetzung von Arbeitnehmern zu 
einer anderen Arbeit; 

h) Beratung einzelner Arbeitnehmer, die darum er- 
suchen, über Gesundheitsstörungen, die während 
der Arbeit auf treten oder sich verschlimmern; 

i) Notbehandlung bei Unfällen und Unpäßlichkeit, 
ferner unter bestimmten Umständen und im Ein- 
vernehmen mit den Beteiligten (einschließlich 
des behandelnden Arztes des Arbeitnehmers) 
ambulatorische Behandlung von Arbeitnehmern, 
die ihre Arbeit nicht unterbrochen oder die sie 
wieder aufgenommen haben; 

j) Ausbildung und regelmäßige Einübung des Per- 
sonals für die Erste Hilfe sowie Überwachung 
und Instandhaltung der Einrichtungen für die 
Erste Hilfe, nötigenfalls gemeinsam mit den an- 
deren beteiligten Abteilungen und Stellen; 

k) Erziehung der Betriebsangehörigen in Fragen 
der Gesundheit und der Hygiene; 

l) Erstellung und periodische Prüfung von Statisti- 
ken über die Gesundheitsverhältnisse im Betrieb; 

m) Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der Arbeits- 
medizin oder Teilnahme an solchen Arbeiten in 
Zusammenhang mit spezialisierten Diensten und 
Anstalten. 

9. Werden eine oder mehrere der im vorstehen- 
den Absatz aufgezählten Aufgaben nach der inner- 
staatlichen Gesetzgebung oder Praxis von anderen 
geeigneten Diensten erfüllt, so sollten diese den 
Betriebsärzten alle von ihnen verlangten zweck- 
dienlichen Auskünfte erteilen. 

10. Die betriebsärztlichen Dienste sollten enge 
Beziehungen mit den anderen Abteilungen und 
Stellen des Betriebes unterhalten, die an Fragen der 
Gesundheit, der Sicherheit und des Wohlbefindens 
der Arbeitnehmer interessiert sind, insbesondere 
mit dein Sozialdienst, dem Sicherheitsdienst, der 
Personalabteilung, den Gewerkschaftsorganen im 
Betrieb, den Ausschüssen für Gesundheitsschutz und 
Unfallverhütung und mit allen anderen Ausschüssen 
oder Personen des Betriebes, die sich mit Fragen 
der Gesundheit oder mit sozialen Fragen befassen. 

11. Diebetriebsärztlichen Dienste sollten ferner 
mit den außerbetrieblichen Stellen und Organisa- 
tionen, die sich mit Fragen der Gesundheit, der 
Sicherheit, der Berufsumschulung, der Wiederein- 
gliederung, der Zuweisung neuer Arbeitsaufgaben 
und der Wohlfahrt der Arbeitnehmer befassen, Be- 
ziehungen unterhalten. 

12. (1) Die betriebsärztlichen Dienste sollten bei 
der Einstellungsuntersuchung oder anläßlich der 
ersten Vorsprache eines Arbeitnehmers beim be- 
triebsärztlichen Dienst vertrauliche ärztliche Unter- 
lagen für jeden Arbeitnehmer anlegen und sie bei 
jeder folgenden ärztlichen Untersuchung oder Kon- 
sultation ergänzen. 

(2) Die betriebsärztlichen Dienste sollten ferner 
alle zweckdienlichen Aufzeichnungen führen, damit 
sie vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 21 
jederzeit über ihre eigene Tätigkeit sowie über den 
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allgemeinen Gesundheitszustand der Arbeitnehmer 
des Betriebes die erforderlichen Auskünfte geben 
können. 

V. Personal und Ausrüstung 

13. Der betriebsärztliche Dienst sollte unter der 
Leitung eines Arztes stehen, der entweder gegen- 
über der Betriebsleitung oder gegenüber der Stelle, 
der der Dienst untersteht, die unmittelbare Verant- 
wortung für die Tätigkeit des Dienstes trägt. 

14. Die Betriebsärzte sollten nicht mehr Arbeit- 
nehmer zu betreuen haben, als sie wirkungsvoll 
überwachen können, wobei die besonderen Erfor- 
dernisse berücksichtigt werden sollten, die sich aus 
der Art und den Eigentümlichkeiten des betreffen- 
den Wirtschaftszweiges ergeben. 

15. Die Betriebsärzte sollten in fachlicher und 
moralischer Hinsicht vom Arbeitgeber und von den 
Arbeitnehmern völlig unabhängig sein. Zur Siche- 
rung dieser Unabhängigkeit sollte die Rechtsstel- 
lung der Betriebsärzte, insbesondere in bezug auf 
ihre Anstellung und Entlassung, durch die inner- 
staatliche Gesetzgebung oder durch Vereinbarung 
zwischen den beteiligten Parteien oder Verbänden 
geregelt werden. 

16. Der mit der Leitung eines betriebsärztlichen 
Dienstes betraute Arzt sollte nach Möglichkeit eine 
Spezialausbildung auf dem Gebiet der Arbeits- 
medizin besitzen oder zumindest mit Fragen der Ge- 
werbehygiene, mit Notbehandlung, mit der Arbeits- 
pathologie sowie mit der Gesetzgebung vertraut 
sein, die seine verschiedenen Obliegenheiten be- 
trifft. Ferner sollte ihm die Möglichkeit gegeben 
werden, sich auf diesen Gebieten weiterzubilden. 

17. Das zum betriebsärztlichen Dienst gehörige 
Pflegepersonal sollte Qualifikationen besitzen, die 
den von der hierfür zuständigen Stelle festgesetz- 
ten Normen entsprechen. 

■ '1 

18. Das mit der Leistung der Ersten Hilfe be- 
traute Personal sollte 

a) ausschließlich aus entsprechend qualifizierten 
Personen bestehen; 

b) während der Arbeitszeit rasch verfügbar sein. 

19. Die Unterbringung und die Ausrüstung des 
betriebsärztlichen Dienstes sollten den Normen ent- 
sprechen, die von der hierfür zuständigen Stelle 
festgesetzt werden. 

VI, Voraussetzungen für die Tätigkeit 

Ti 

20. Um ihre Aufgaben wirkungsvoll erfüllen zu 
können, sollten die betriebsärztlichen Dienste 

a) freien Zutritt zu allen Arbeitsstätten und Neben- 
anlagen des Betriebes haben; 


b) die Arbeitsstätten in angemessenen Zeitabstän- 
den, nötigenfalls gemeinsam mit anderen Ab- 
teilungen des Betriebes, besichtigen; 

c) sich über die angewendeten Verfahren, die Ar- 
beitsnormen und die verv/endeten oder zur Ver- 
wendung in Aussicht genommenen Werkstoffe 
unterrichten können; 

d) befugt sein, die nachstehenden Tätigkeiten aus- 
zuführen oder von anerkannten technischen 
Diensten ausführen zu lassen: 

i) Erhebungen und Untersuchungen über even- 
tuelle berufsbediriOte Gesundheitsgefahren, 
z. B. durch Entnahme von Proben und Ana- 
lysen der Luft an den Arbeitsstätten, der ver- 
wendeten Erzeugnisse und Werkstoffe sowie 
aller anderen für schädlich gehaltenen Mate- 
rialien, 

ii) Überwachung schädlicher physischer Einwir- 
kungen; 

e) befugt sein, die zuständigen Behörden zu er- 
suchen, die Einhaltung der Normen in bezug auf 
Unfallverhütung und Arbeitshygiene zu über- 
prüfen. 

21. Alle einem betriebsärztlichen Dienst zuge- 
teilten Personen sollten vorbehaltlich der von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung vorgesehenen Aus- 
nahmen an das Berufsgeheimnis gebunden sein, und 
zwar sowohl hinsichtlich der medizinischen als auch 
der betriebstechnischen Informationen, die im Zu- 
sammenhang mit der Durchführung der oben auf- 
gezählten Aufgaben und Tätigkeiten zu ihrer Kennt- 
nis gelangen können. 

VII. Allgemeine Bestimmungen 

22. Die Arbeitnehmer und ihre Verbände sollten 
an der Verwirklichung der Ziele der betriebsärzt- 
lichen Dienste in vollem Maße mitarbeiten. 

I 23. Die im Rahmen dieser Empfehlung vorge- 
I sehenen Leistungen der betriebsärztlichen Dienste 
I sollten für die Arbeitnehmer völlig unentgeltlich 
sein. 

I 24. Sofern die innerstaatliche Gesetzgebung 
I nichts anderes bestimmt und keine Vereinbarung 
^ zwischen den beteiligten Parteien besteht, sollte die 
Finanzierung der Einrichtung und der Tätigkeit des 
I betriebsärztlichen Dienstes zu Lasten des Arbeit- 
j gebers gehen. 

I 25. Die innerstaatliche Gesetzgebung sollte die 
für die Beaufsichtigung der Einrichtung und der 
Tätigkeit des betriebsärztlichen Dienstes verant- 
I wörtliche Stelle bezeichnen. Sie kann im Bedarfs- 
■ fall anerkannten technischen Stellen beratende 
; Funktionen auf diesem Gebiet übertragen. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 112 


Die Empfehlung 112 der Internationalen Arbeits- 
organisation wurde auf der 43. Tagung der Inter- 
nationalen Arbeitskonferenz am 24. Juni 1959 an- 
genommen. Sie stellt eine Reihe von Grundsätzen 
über die Einrichtung von betriebsärztlichen Diensten 
in den Arbeitsstätten auf, deren Beachtung den Mit- 
gliedstaaten der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion nahegelegt wird. 

Zunächst werden darin verschiedene Wege ange- 
geben, auf denen betriebsärztliche Dienste einge- 
führt werden können: durch Gesetzgebung, Ge- 
samtarbeitsverträge oder Vereinbarungen zwischen 
den beteiligten Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
oder aber auf eine andere, von der zuständigen 
Stelle nach Anhörung der beteiligten Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände genehmigte Weise. So- 
dann geht die Empfehlung auf die Organisation und 
innere Ausgestaltung dieser Dienste ein. Danach 
sollen sie sowohl für gewerbliche, nichtgewerbliche 
und landwirtschaftliche Betriebe, als auch für solche 
des öffentlichen Dienstes geschaffen werden. Falls 
dies zur Zeit noch nicht möglich ist, sollen sie zu- 
nächst in solchen Betrieben eingerichtet werden, in 
denen die Gefahren am größten sind, in denen die 
Gesundheit der Arbeitnehmer besonderen Gefah- 
ren ausgesetzt ist oder die mehr als eine festgesetzte 
Mindestzahl von Arbeitnehmern beschäftigen. Je- 
denfalls aber sollen die Betriebe durch Vereinba- 
rung einen Arzt oder einen ärztlichen Dienst ver- 
pflichten, Notbehandlungen vorzunehmen, die von 
der Gesetzgebung vorgeschriebenen Untersuchun- 
gen vorzunehmen und die hygienischen Verhält- 
nisse im Betrieb zu überwachen. Die Betriebsärzte 
sollen in fachlicher und moralischer Hinsicht von 
Arbeitgeber und den Arbeitnehmern völlig unab- 
hängig sein. Sie sollen — ebenso wie ihr Hilfs- 
personal — fachlich qualifiziert sein. Ferner müssen 
sie im Betrieb alle Befugnisse haben, um ihre Auf- 
gaben wirksam erfüllen zu können, z. B. freien Zu- 
tritt zu allen Arbeitsstätten, die Möglichkeit, sich 
über die angewandten Produktionsverfahren, über 
Arbeitsnormen, verwandte Werkstoffe usw. zu un- 
terrichten. 

Die Aufgaben des betriebsärztlichen Dienstes cha- 
rakterisiert die Empfehlung als vor allem vorbeu- 
gender Art. Sie werden im einzelnen in ihrem Ab- 
schnitt 4 aufgezählt. Sie reichen von der Überwa- 
chung aller Faktoren innerhalb des Betriebes, wel- 
che die Gesundheit der Arbeiter beeinträchtigen 


könnten, über ärztliche Einstellungsuntersuchungen, 
die Überwachung der Anpassung der Arbeit an die 
Arbeitnehmer bei der Zuweisung von Arbeitsauf- 
gaben bis zur Notbehandlung bei Unfällen und der 
Erziehung der Betriebsangehörigen in Fragen der 
Gesundheit und der Hygiene. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist der arbeits- 
ärztliche (betriebsärztliche) Dienst durch eine Ver- 
einbarung über den werksärztlichen Dienst und 
durch Richtlinien über die werksärztliche Tätigkeit 
geregelt, die am 1. März 1953 zwischen der Bundes- 
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund für das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland und der Werks- 
ärztlichen Arbeitsgemeinschaft geschlossen wurde. 
Die in dieser Vereinbarung enthaltene Empfehlung 
entspricht im wesentlichen der Empfehlung 112. 
Eine Ausnahme bildet jedoch Punkt 4 der Empfeh- 
lung 112, in dem es heißt, daß betriebsärztliche 
Dienste zunächst u. a. für solche Betriebe eingerich- 
tet werden sollen, die mehr als eine festgesetzte 
Mindestzahl von Arbeitnehmern beschäftigen. 

Die Festlegung einer Mindestzahl von Arbeitneh- 
mern für die Einstellung eines Werksarztes besteht 
in der Bundesrepublik bisher nicht. Zu bemerken 
ist jedoch, daß bei der Konferenz der Arbeitsmini- 
ster und Senatoren für Arbeit der Länder vom 12., 
13. und 14. November 1959 in Bremen über die 
Frage der vermehrten Beschäftigung von Werks- 
ärzten folgender Beschluß gefaßt wurde: 

„Die Arbeitsministerkonferenz beschließt unter 
Bezugnahme auf die Empfehlung der Internationa- 
len Arbeitskonferenz, auf einer Referentenbespre- 
chung der Länder unter Beteiligung erfahrener 
Werksärzte die Möglichkeit der vermehrten Be- 
schäftigung von Werksärzten durch ein beson- 
deres Gesetz oder durch Einbau in die bisherige 
soziale Gesetzgebung zu erörtern und zu prüfen. 
Das Ergebnis soll der Arbeitsministerkonferenz 
in einem ausführlichen Bericht vorgelegt werden." 

Auf Grund dieses Beschlusses werden in der Bun- 
desrepublik zur Zeit von zuständiger Seite Maß- 
nahmen erörtert, um die Zahl der Werksärzte zu er- 
höhen. 

Nach Regelung dieser Frage wird der in Deutsch- 
land bestehende Rechtszustand völlig der Empfeh- 
lung 112 entsprechen. 
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